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Transparenz und Offenlegung mittels KI erstellter Medieninhalte 
- 

Für eine praxisgerechte Umsetzung der Transparenzpflichten nach 
Art. 50 KI-VO 

 

Datum 1. Oktober 2025  

 

I. Vorbemerkungen 
 
VAUNET ist der Spitzenverband privater Medienanbieter in Deutschland. Er vertritt über 160 
Unternehmen, die privatwirtschaftlich journalistisch-redaktionell gestaltete Radio-, Fern-
seh- und Telemedien veranstalten. Mit ihren TV-, Radio-, Online- und Mobile-Angeboten be-
reichern seine Mitglieder Deutschlands Medienlandschaft durch Vielfalt, Kreativität und 
Innovation.  
 
KI ist für private audio- und audiovisuelle Medienanbieter eine Schlüsseltechnologie. Durch 
ihre Nutzung können Kreativität und Innovation gefördert werden. Zugleich verspricht sie Ef-
fizienzgewinne bei der Konzeption, Produktion, Vermarktung und Distribution von audio- und 
audiovisuellen Medieninhalten. Andererseits kann der Einsatz von KI aber auch Risiken ber-
gen. VAUNET spricht sich daher für einen vertrauenswürdigen Einsatz von KI aus. Bereits 
jetzt haben viele Mitgliedsunternehmen des VAUNET eigene Leitlinien für den Umgang mit KI 
und ihrer Kenntlichmachung entwickelt. 
 
Der europäische Gesetzgeber hat mit Art. 50 KI-VO Transparenzverpflichtungen für synthe-
tisch erzeugte oder bearbeitete Inhalte, insbesondere für sog. Deepfakes aufgestellt.  Danach 
müssen Betreiber von KI-Systemen, die Bild-, Ton- oder Videoinhalt erzeugen oder manipu-
lieren, die ein Deepfake sind, offenlegen, dass diese mit Künstlicher Intelligenz erzeugt oder 
manipuliert wurden (Art. 50 Abs. 4 Satz 1). Den betreffenden natürlichen Personen sind diese 
Informationen in klarer und eindeutiger Weise spätestens zum Zeitpunkt der ersten Ausset-
zung bereitzustellen. Deepfakes definiert Art. 3 Nr. 60 KI-VO hierbei als jeden durch KI erzeug-
ten oder manipulierten Medieninhalt, der u.a. wirklichen Personen, Gegenständen oder Orten 
ähnelt und einer Person fälschlicherweise als echt oder wahrheitsgemäß erscheint. 
 
VAUNET begrüßt uneingeschränkt das von Art. 50 KI-VO verfolgte Ziel, das Vertrauen der Nut-
zer:innen in die Integrität des Informationsökosystems u.a. in Bezug auf Fehlinformation, Ma-
nipulation, Betrug und Identitätsbetrug (vgl. Erw. 133) zu schützen. Vor allem die Verbreitung 
von Des- und Fehlinformationen durch KI-generierte Inhalte und insbesondere unrechtmäßig 
und mit Täuschungsabsicht erstellte Deepfakes, untergraben das Vertrauen in die Medien und 
in den demokratischen Diskurs. Es muss daher sichergestellt werden, dass die Öffentlichkeit 
weiterhin dem vertrauen kann, was sie liest, sieht und hört. Dazu können sinnvolle Transpa-
renz und angemessene Kennzeichnung beitragen.  
 
Die konkrete Ausgestaltung der Regelungen birgt jedoch in der Praxis das Risiko der Überre-
gulierung und könnte damit den innovativen und effizienten KI-Einsatz und damit die Wettbe-
werbsfähigkeit privater Medienanbieter gefährden.   
 



 

  2 

Rechtliche und praktische Fragen für private Medien ergeben sich vor allem aus der Weite des 
Deepfake Begriffes in Art. 3 Nr. 60 KI-VO, der seinem Wortlaut nach weder eine Differenzie-
rung zwischen einem mit Täuschungsabsicht handelnden Creator und professionellen jour-
nalistisch-redaktionellen Medien ermöglicht, noch eine Unterscheidung zwischen den 
erstellten Inhalten vorsieht. Ein manipuliertes und desinformierendes Video mit politischem 
Bezug wird so gleich behandelt mit einem einfachen KI-generierten Landschaftsfoto. Hinzu 
kommt, dass der für die Medienverbreitung wichtige bloß unterstützende KI-Einsatz ebenfalls 
eine Transparenzverpflichtung auslösen könnte, sodass eine Vielzahl von Praxisfällen unbe-
rechtigt und sinnwidrig erfasst sein könnte. 
 
Mit diesem Positionspapier leistet der VAUNET einen Beitrag zu einer praxis- und medienge-
rechten sowie entsprechend der Systematik der KI-VO risikobasierten Anwendung von Art. 3 
Nr. 60 und 50 KI-VO, die die berechtigten Interessen privater Medienanbietern an Flexibilität 
und Skalierbarkeit mit den Schutzzielen der Transparenzverpflichtung  vereint.  
 
VAUNET unterstützt hierdurch das EU-Büro für Künstliche Intelligenz bei der Erstellung eines 
Praxisleitfadens im Sinne von  Art. 50 Abs. 7 KI-VO und wirbt für eine transparente und alle 
Stakeholder einbeziehende Ausarbeitung.  
 
II. Einsatz von KI durch audio- und audiovisuelle Medienanbieter - Praxisbeispiele  
 
KI wird in Medienhäusern in vielfältiger Art und Weise entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette eingesetzt oder getestet. Dies betrifft nicht nur die Konzeptions- und Produktions-
phase, sondern auch die Postproduktion und Distribution von Inhalten.  
 
KI wird hier teilweise durch eigene bzw. in Kooperationen hergestellte KI-Systeme mit u.U. 
speziellen, an die Bedürfnisse der Medienerstellung angepassten Modellen verwendet. Häufig 
werden aber auch KI-Systeme Dritter (z.B. ChatGPT oder Perplexity) in bestehende Unterneh-
mensstrukturen im Wege der Lizenzierung einbezogen. Dies gilt vor allem für generative KI.  
 
Folgende exemplarisch ausgewählte Einsatzbereiche sollten bei der Diskussion um Transpa-
renzverpflichtungen insbesondere beachtet werden: 
 

• Einsatz von KI in der Produktion fiktionaler Inhalte: KI erweitert den kreativen Spiel-
raum, sowohl in der Entwicklung als auch in der produktionellen Umsetzung fiktiona-
ler Inhalte. Ein anschauliches Beispiel aus der Praxis hierfür ist die Produktion „Neue 
Geschichten vom Pumuckl“. In dieser wurde dem Kobold „seine Stimme“, d.h. die 
Stimme des verstorbenen Hans Clarin nach Zustimmung der Angehörigen durch den 
Einsatz von KI „zurückgegeben“. Mit Blick auf Art. 50 Abs. 4 KI-VO sollen fiktionale In-
halte von der Transparenzpflicht jedoch nur ausgenommen sein, wenn die Inhalte „of-
fensichtlich“ fiktional sind. Der im hohen Maße unbestimmte 
Offensichtlichkeitsbegriff entscheidet in der Praxis also über das Vorliegen eines 
bußgeldbewährten Rechtsverstoßes. Für fiktionale Inhalte, wie dem Pumuckl-Bei-
spiel, droht die Norm daher zu innovationshemmender Rechtsunsicherheit zu führen. 
 

• Einsatz von KI zur Verbesserung der Zugänglichkeit und Barrierefreiheit: KI wird zu-
dem eingesetzt, um den Zugang zu journalistisch-redaktionellen Medien zu erleich-
tern. Automatisiert erstellte Untertitel und sprachbasierte Anwendungen sowie 
Synchronisationen sind hierfür wichtige Beispiele. Denn sie ermöglichen den Zugang 
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nicht nur überhaupt (bspw. für Menschen mit Behinderung), sondern erlauben auch 
eine Nutzung der Medieninhalte in anderen, teils regional begrenzten Sprachen. Durch 
KI erstellte Sprachfassungen von Dokumentationen, Berichterstattungen oder Filmen 
können Medieninhalte zudem für unterschiedliche Kulturbereiche kosteneffizient 
aufbereitet werden. Der Einsatz von KI stellt hier sicher, dass ein möglichst breiter 
Teil der Gesellschaft Zugang zu journalistisch-redaktionellen Inhalten erhält. Insbe-
sondere in Bezug auf Synchronisationen ist es vor dem Hintergrund der Weite der 
Deepfake-Definition aber fraglich, ob diese gekennzeichnet werden müssten, ob-
gleich - wie die Beispiele verdeutlichen - hierfür kein sachlicher Bedarf besteht. 
 

• Unterstützender KI-Einsatz in der Postproduktion: In der Postproduktion wird KI u.a. 
für die Bearbeitung, den Schnitt oder die Umgestaltung des erstellten Video- oder Au-
diomaterials mit dem Ziel der qualitativen Verbesserung eingesetzt. Diverse KI-Sys-
teme können z.B. Rauschunterdrückung, Farbanpassungen oder Verbesserungen der 
auditiven Verständlichkeit vornehmen, ohne dass Inhalte oder Anmoderationen auf-
wendig neu erstellt werden müssen. Branchenüblich ist zudem die nachträgliche Kür-
zung bzw. die Anpassung der Geschwindigkeit von Medieninhalten. Auch können 
Änderungen zur Anpassung an gesetzliche Vorgaben (bspw. Jugendschutzvorgaben) 
durch KI unterstützt werden. Allen vorgenannten Bearbeitungsschritten ist gemein, 
dass sie ohne wesentliche Veränderung des Inhalts erfolgen und daher vor allem bloß 
routinemäßige Arbeiten erleichtern oder ersetzen. Mit einer weiten Auslegung des in 
dieser Hinsicht undifferenzierten Deepfake-Begriffs müsste dieser unterstützenden 
KI-Einsatz aber wohl dennoch und trotz nicht vorhandenen regulatorischen Bedarfs 
offengelegt werden. 
 

• KI in Empfehlungssystemen: KI wird auch auf Ebene der Benutzerführung eingesetzt, 
etwa durch die Bereitstellung von personalisierten Inhaltsempfehlungen. Nutzer:in-
nen bietet dies einen erheblichen Mehrwert, da ihnen maßgeschneiderte Inhaltsvor-
schläge noch zielsicherer als mit herkömmlichen Empfehlungslogiken unterbreitet 
werden können und so ein langes Suchen nach interessensgerechten Inhalten ent-
behrlich wird. KI eröffnet hierdurch weitere Zugänge der Nutzer:innen zur Medien- 
und Anbietervielfalt. Art. 50 Abs. 1 KI-VO sieht Transparenzverpflichtungen für KI-Sys-
teme vor, die für eine direkte Interaktion mit natürlichen Personen bestimmt sind, 
ohne hierbei jedoch den Begriff der „Interaktion“ klar zu definieren.  
 

• KI in der Nachrichtenproduktion: KI wird in der Nachrichtenerstellung eingesetzt, um 
Journalist:innen und Redaktionen bei der täglichen Arbeit zu unterstützten. Bei-
spielsweise kann KI große Datenmengen auswerten oder den Nachrichtenwert einer 
Meldung überprüfen, um im Anschluss Texte und Moderationen unter redaktioneller 
Endkontrolle durch einen Menschen zu erstellen. Dies hilft den Redaktionen bei der 
Recherche und der Priorisierung von Meldungen. KI kann die kostenintensive Nach-
richtenproduktion daher ressourcenschonend und effizient gestalten und schafft zu-
gleich wertvolle Freiräume für tiefergehende Analysen.  
 

• Einsatz von KI in der Bildgestaltung: KI wird zudem zur Bilderstellung und -bearbei-
tung eingesetzt. Bislang wurden bspw. Werbemotive oder – einblendungen aufwendig 
mit Hilfe herkömmlicher Bilderstellungssoftware oder gar händisch anhand von Mo-
dellen hergestellt. Weitere Beispiele sind etwa Symbolbilder, Themenbilder oder Bil-
der von Landschaften. Mit KI-Systemen können diese – offensichtlich nicht zum 
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Zwecke der Manipulation erstellten – Bilder nun durch Text-Prompts automatisch ge-
neriert werden. Aus Art. 50 KI-VO können sich hierbei erhebliche Wertungswidersprü-
che ergeben: Der Bebilderung von bspw. Rezepten künstlich hergestellte und sodann 
fotografierte Hamburger bedürfte wohl keiner Kennzeichnung, während das gleiche 
Motiv, mittels KI erstellt, wohl gekennzeichnet werden müsste. 

 
• Einsatz von KI in der Radioproduktion: In der Radioproduktion wird KI vor allem als 

unterstützendes Werkzeug verwendet. Beispiele sind hier u.a. Sprach-zu-Text-Tran-
skriptionen, etwa um Interviews und Beiträge effizient zu verarbeiten oder Text-zu-
Sprache Technologie, z.B. für automatisierte Nachrichtensprecher oder Wetterbe-
richte. Hinzu kommt der Einsatz von KI bspw. bei der Erstellung von Zusammenfas-
sungen für Social-Media-Beiträge. Auch diese KI-Anwendungen verändern weder den 
Inhalt noch die journalistische Qualität, sodass etwaige Kennzeichnungspflichten hier 
irreführend und unnötig sein können. 

 
III. Übergeordnete Erwägungen  
  
Vor dem Hintergrund der vorgenannten Praxisbeispiele bittet der VAUNET um Berücksichti-
gung nachfolgender Erwägungen:  
 
1. Risikobasierten Ansatz berücksichtigen: Deepfake-Begriff und Transparenzverpflich-
tungen sind eng auszulegen 
 
Für die Entstehung einer Transparenzverpflichtung ist das Vorliegen eines Deepfakes ent-
scheidend. Deepfakes werden nach Art. 3 Ziffer 60 KI-VO wie folgt definiert: 

 
„Deepfake, einen durch KI erzeugten oder manipulierten Bild-, Ton- oder Videoinhalt, der 
wirklichen Personen, Gegenständen, Orten, Einrichtungen oder Ereignissen ähnelt und 
einer Person fälschlicherweise als echt oder wahrheitsgemäß erscheinen würde.“ 

 
Nach Auffassung des VAUNET sind der Deepfake-Begriff in Art. 3 Nr. 60 und der darauf auf-
bauende Art. 50 KI-VO entsprechend dem risikobasierten Ansatz der KI-VO bei Medieninhal-
ten regulierter journalistisch-redaktionelle Medienanbieter stets eng auszulegen.  
 
Hierfür spricht Erw. 26. Hiernach soll mit der KI-VO ein verhältnismäßiges und wirksames ver-
bindliches Regelwerk für KI-Systeme eingeführt werden, das einen klar definierten risikoba-
sierten Ansatz verfolgt. Insbesondere sollen  
 

„Art und Inhalt der Vorschriften auf die Intensität und den Umfang der Risiken zuge-
schnitten werden, die von KI-Systemen ausgehen können (…).“   

 
Dieser Ansatz wird auch durch die Leitlinien der EU-Kommission zur Definition von KI-Syste-
men bestätigt.1 Zwar sollen diese Leitlinie Anbieter bei der Feststellung unterstützten, ob ein 
Softwaresystem ein KI-System darstellt. Die dort herangezogenen Erwägungen sollten 

 
1 Vgl. https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/commission-publishes-guidelines-ai-system-defini-
tion-facilitate-first-ai-acts-rules-application 
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jedoch auch zur Beantwortung der Frage, ob eine KI-Nutzung offenzulegen ist, herangezogen 
werden. In den „Concluding Remarks“ der Leitlinien führt die EU-Kommission aus (vgl. Rn. 63):  
 

“Only certain AI systems are subject to regulatory obligations and oversight under the AI 
Act. The AI Act’s risk-based approach means that only those systems giving rise to the 
most significant risks to fundamental rights and freedoms will be subject to its prohibi-
tions laid down in Article 5 AI Act, its regulatory regime for high-risk AI systems covered 
by Article 6 AI Act and its transparency requirements for a limited number of pre-de-
fined AI systems laid down in Article 50 AI Act. The vast majority of systems, even if 
they qualify as AI systems within the meaning of Article 3 (1) AI Act, will not be subject to 
any regulatory requirements under the AI Act.” 

 
Kurz gesagt: Es bedarf nur dort einer Regulierung durch Offenlegungs- oder Kennzeichnungs-
pflichten, wo tatsächlich ein Risiko besteht, das mit dem Deepfake-Begriff und dem hierauf 
aufbauenden Art. 50 Abs. 4 KI-VO eingedämmt werden soll.  
 
Nach den Erwägungsgründen 110, 133 und 136 möchte die KI-VO durch die Herstellung von 
Transparenz vor den mit Deepfakes verbundenen Nachteilen durch Desinformation für demo-
kratische Werte und vor negative Auswirkungen auf den gesellschaftlichen Diskurs schützen. 
 
Inhalte, die von regulierten journalistisch-redaktionellen Medienunternehmen mithilfe von KI-
basierten Systemen erstellt und verbreitet werden, realisieren diese Risiken jedoch nicht.  
 
Im Gegenteil: Private Medienanbieter sorgen in besonderem Maße für einen sorgfältigen, ver-
trauenswürdigen, transparenten und beaufsichtigten KI-Einsatz. Sie beteiligen sich nicht nur 
durch Faktenchecks sowie professionelle und fundierte Berichterstattung an einer effekti-
ven Bekämpfung von Desinformation und rechtswidrigen Deepfakes. Vielmehr haben viele 
private Rundfunkveranstalter proaktiv Unternehmensrichtlinien aufgestellt, um einen trans-
parenten und nachvollziehbaren KI-Einsatz sicherzustellen. Zudem stehen private Rundfunk-
veranstalter in Deutschland unter der Aufsicht staatsferner Landesmedienanstalten. Ihre 
Tätigkeit im Rundfunkbereich unterliegt dabei einem öffentlich-rechtlichen Zulassungsre-
gime und journalistischen Sorgfaltspflichten. 
 
Dort, wo keine Risiken für das Vertrauen in die Integrität des Informationsökosystems und 
den demokratischen Diskurs bestehen, bedarf es keiner weiten Auslegung weder des 
Deepfake-Begriffs noch der Transparenzverpflichtung. Praxisleitfäden, die Art. 50 KI-VO mit 
Blick auf private Medienanbieter umsetzen, sollten dies als Ausgangspunkt der Auslegung 
zwingend berücksichtigen. 
 
2. Keine Kennzeichnungspflicht bei redaktioneller Endkontrolle 
 
VAUNET ist der Ansicht, dass bei konsequenter Anwendung des risikobasierten Ansatzes der 
KI-VO eine Offenlegung i.S. von Art. 50 Abs. 4 KI-VO nicht erforderlich ist, wenn private Medi-
enunternehmen als KI-Betreiber eine menschliche Überprüfung der mittels KI erstellten In-
halte vornehmen oder eine redaktionelle Kontrolle und Verantwortung im Unternehmen 
vorhanden ist.  
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In diesen Fällen ist durch die redaktionellen Schutzvorkehrungen im Unternehmen dem 
Schutzzweck der Regulierung hinreichend Genüge getan, sodass Spielraum dafür besteht, 
eine Offenlegung der Information, dass KI zum Einsatz gekommen ist, der freien journalisti-
schen Entscheidung des Medienunternehmens zu überlassen. 
 
Hierfür spricht die gesetzgeberische Wertung des Art. 50 Abs. 4 2. Unterabsatz KI-VO. Hier-
nach müssen Presseverlage mittels KI erzeugte Nachrichtentexte nicht kennzeichnen, wenn 
sie in ihren Redaktionen eine „menschliche Überprüfung gewährleisten“ oder „redaktionelle 
Kontrollmechanismen vorsehen und die redaktionelle Verantwortlichkeit gesichert“ ist. 
 
Es ist kein sachlicher Grund ersichtlich, warum diese für Presseverlage bestehende Privile-
gierung nicht auch für professionelle Audio- und audiovisuelle Medienanbieter gelten soll, 
wenn diese vergleichbare Kontrollmechanismen vorsehen - zumal private Rundfunkveran-
stalter (anders als Presseverlage) bereits einem Zulassungsregime unterliegen, durch wel-
ches ebenfalls Zuverlässigkeit gewährleistet wird.  
 
Art. 50 Abs. 4 KI-VO darf mithin bei vorhandener redaktioneller Endkontrolle nicht zu einer 
Überregulierung professioneller Medien und ihrer Inhalte führen. Eine regulative Fairness im 
Vergleich zu Presseverlagen sollte gesichert werden. 
 
3. Schädigungs- oder Täuschungsabsicht als maßgeblicher Faktor berücksichtigen 
 
Ein praxisgerechter Leitfaden zu Art. 50 KI-VO muss nach Ansicht von VAUNET eine Differen-
zierung anhand der mit einem Deepfake i.S. von Art. 3 Nr. 60 KI-VO verbundenen Intention 
vorsehen. Regulierungsbedürftig sind nur solche Deepfakes, die mit Schädigungs- oder Täu-
schungsabsicht hergestellt und (bspw. zur Erreichung desinformierender oder rechtswidriger 
Zwecke) verbreitet werden.  
 
Neben dem risikobasierten Ansatz der KI-VO (vgl. Ziffer III. 1.) spricht hierfür die Zielsetzung 
der Offenlegungsverpflichtung in Art. 50 Abs. 4 KI-VO.  
 
Die Herstellung von Transparenz über das Vorliegen eines Deepfakes soll demnach vor allem 
vor „Betrug, Identitätsbetrug und Täuschung der Verbraucher“ schützen (vgl. Erw. 133).  
 
Betrug, Identitätsbetrug und Verbrauchertäuschung setzen jedoch in der Regel eine zweck-
gerichtete Herstellung und Verbreitung entsprechender Deepfakes voraus. 
 
Der Wortlaut von Art. 50 Abs. 4 KI-VO stützt diese Auslegung. Hiernach bezieht sich die Trans-
parenzverpflichtung vor allem auf die Bereitstellung der Information, dass der Bild-, Ton- oder 
Videoinhalt künstlich erzeugt oder der bereits hergestellte Inhalt „manipuliert“ worden ist. 
Eine „Manipulation“ verfolgt nach allgemeinem Sprachgebrauch das Ziel der Vorteilsverschaf-
fung unter Hinnahme einer Schädigung Dritter. Der Wortlaut setzt also eine schädigende In-
tention und/oder eine absichtliche Täuschung voraus. 
 
Die Unterscheidung zwischen dem Einsatz generativer KI zur Content-Herstellung durch jour-
nalistisch-redaktionelle Medien und dem Einsatz von KI durch solche privaten Akteure, die mit 
Täuschungs- oder Schädigungsabsicht synthetische Inhalte zur Erreichung rechtswidriger 
Ziele erstellen, sollte sich in der Bewertung der Transparenzverpflichtung widerspiegeln.  
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Eine pauschale Kennzeichnungspflicht für alle KI-gestützten Anpassungen ohne Berücksich-
tigung der Täuschungs- oder Schädigungsabsicht wäre hingegen eine Überregulierung und 
könnte das Vertrauen in etablierte Medienangebote unnötig beeinträchtigen.  
 
Gleichzeitig würden die von Art. 50 KI-VO verfolgten Schutzziele verwässert, wenn unter jour-
nalistisch-redaktioneller Kontrolle und Verantwortung publizierte Inhalte, die mithilfe von KI-
Anwendungen erstellt wurden, in gleicher Weise gekennzeichnet werden wie Inhalte, die von 
sonstigen Dritten mit Täuschungs- oder Schädigungsabsicht erstellt wurden.    
 
4. Keine Transparenzverpflichtung bei nur assistierendem KI-Einsatz 
 
Die Definition des Deepfake-Begriffs in Art. 3 Nr. 60 KI-VO sieht keine ausdrückliche Berück-
sichtigung des Grads der Einflussnahme vor, den die KI bei der Erstellung oder Veränderung 
eines Medieninhaltes hin zu einem Deepfake in der Praxis gespielt hat.  
 
Dies eröffnet Spielraum für die Interpretation, dass auch der lediglich unterstützende oder 
assistierende KI-Ersatz als Deepfake erfasst sein und damit eine Kennzeichnung erforderlich 
werden könnte.  
 
Bei bloß unterstützendem KI-Einsatz - wie bspw. bei der Nachbearbeitung im Rahmen der 
Postproduktion, dem Einsatz von Übersetzungstools oder der Rauschunterdrückung in Ton- 
und Videomaterial (s.o.) - besteht jedoch mit Blick auf die Schutzziele des Art. 50 Abs. 4 KI-VO 
kein Bedarf für eine Aufklärung der Nutzer:innen.  
 
Denn zum einen wird hierbei der Sinngehalt des Inhalts nicht wesentlich verändert. Und zum 
anderen substituieren viele der unterstützend eingesetzten KI-Anwendungen lediglich Tätig-
keiten, die vor der Verbreitung von KI von Menschen unter Zuhilfenahme anderer Hilfsmittel 
(z.B. Bildbearbeitungs-Software, Software für Audio-Postproduktion, Modellierungen etc.) 
vorgenommen wurden - ohne dass deren Arbeitsergebnisse bislang kennzeichnungspflichtig 
gewesen wären (z.B. wegen journalistischer Sorgfaltspflichten). 
 
Für eine Nichtanwendung der Transparenzverpflichtung auf lediglich assistierenden KI-Ein-
satz spricht zudem Art. 50 Abs. 2 S. 3 KI-VO. Dieser sieht vor, dass die Pflicht zur maschinellen 
Kennzeichnung von synthetischen Inhalten für KI-Anbieter nicht gelten soll, wenn das KI-Sys-
tem bloß eine „unterstützende Funktion für die Standardbearbeitung“ ausführt oder „die vom 
Betreiber bereitgestellten Eingabedaten oder deren Semantik nicht wesentlich verändern“ wer-
den.  
 
Dieser für KI-Anbieter geltende Rechtsgedanke muss erst recht für professionelle journalis-
tisch-redaktionelle Medienanbietern gelten, die auf nachgelagerter Ebene der KI-Wertschöp-
fungskette als Betreiber von KI-Systemen tätig sind.  
 
Hinzu kommt, dass bestimmte Art und Weisen unterstützender Bearbeitungen bestehenden 
Materials auch begrifflich nicht vom Wortlaut der Legaldefinition in Art. 3 Nr. 60 KI-VO erfasst 
werden. So dürfte das bloße Wegretuschieren unwesentlicher Bestandteile oder das Colour 
Grading nicht das Merkmal der „Manipulation“ erfüllen.  
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Gegen eine Transparenz- bzw. Kennzeichnungspflicht für bloß assistierenden KI-Einsatz 
spricht schließlich die Folgenabschätzung; vor allem mit Blick auf Nachrichtenredaktionen. 
Diese wären mit der Herausforderung konfrontiert, dass eine auch unterstützenden KI-Ein-
satz umfassende Kennzeichnungspflicht den Eindruck erwecken könnte, die Inhalte seien 
weniger glaubwürdig, obwohl sie redaktionell geprüft und inhaltlich nicht verändert wurden. 
Kennzeichnungspflichten könnten so das Vertrauen in die Medien schwächen, statt zu stär-
ken. 
 
Der VAUNET regt daher an, im Praxisleitfaden klarzustellen, dass der unterstützende oder as-
sistierende Einsatz von KI-Systemen bei der Erstellung oder Bearbeitung von Medieninhalten 
ohne wesentliche Änderung des Sinngehalts eines Inhalts keine Kennzeichnungspflicht als 
Deepfake i.S. von Art. 3 Nr. 60 KI-VO auslöst. Kurzum: KI als unterstützendes Werkzeug er-
zeugt keinen Deepfake. 
 
5. Widersprüche mit anderen Rechtsvorschriften verhindern 
 
Audio- und audio-visuelle Medienanbieter können einer Vielzahl gesetzlicher Transparenz-
pflichten unterliegen. Dies sollte nach Ansicht des VAUNET bei der Auslegung und Umsetzung 
von Art. 50 Abs. 4 und 5 KI-VO berücksichtigt werden, um Rechtsunsicherheit und eine Über-
forderung der Nutzer:innen mit Hinweisen zu verhindern.   
 
Entsprechende Kennzeichnungsverpflichtungen können sich für Rundfunkveranstalter bspw. 
aus der europäischen Verordnung über politische Werbung oder den im Medienstaatsvertrag 
vorgesehenen Werbe- und Jugendschutzkennzeichnungsvorgaben ergeben.  
 
Die journalistischen Sorgfaltspflichten sehen zudem u.a. einen sorgfältigen Umgang mit vir-
tuellen Elementen vor, der u.U. einen Hinweis auf diese erforderlich machen könnte. Bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten ergeben sich Transparenzanforderungen außerdem 
aus der DSGVO.  
 
Bei der Anwendung von Art. 50 Abs. 4 und 5 KI-VO sind diese Regelungen zu berücksichtigen, 
da zu befürchten ist, dass Nutzer:innen mit gesetzlich notwendigen Warn- und Hinweiskenn-
zeichen überflutet und dadurch  möglicherweise überfordert werden könnten.  
 
Aus Sicht der privaten Medienunternehmen wirken sich zudem Rechtsunsicherheiten oder 
sogar Widersprüche zwischen gesetzlichen Vorgaben in der Praxis innovationshemmend aus.  
 
6. Keine Transparenzpflicht bei Drittinhalten 
 
Die Produktion von Medieninhalten erfolgt häufig im Auftrag der Rundfunkveranstalter durch 
externe Produktionsfirmen.  
 
Setzen diese generative KI ein, sind sie nach Art. 50 Abs. 4 KI-VO als Betreiber des KI-Systems 
zur Offenlegung verpflichtet, nicht jedoch die in der Verbreitungskette nachgelagerten Rund-
funkveranstalter. Für Letztere ist der Einsatz der KI in der Praxis i.d.R. auch nicht erkennbar, 
insbesondere wenn ein ggf. notwendiger Transparenzhinweis der Produktionsfirma im Ein-
zelfall ausbleibt.  
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Der Praxisleitfaden sollte daher klarstellen, dass eine Offenlegungspflicht nach Art. 50 Abs. 4 
KI-VO für Rundfunkveranstalter nicht besteht, wenn die betreffenden Medieninhalte nicht 
vom Rundfunkveranstalter selbst oder von einem mit ihm verbundenen Unternehmen produ-
ziert wurden.  
 
In einem solchen Fall sind die Voraussetzungen für die Einordnung als „Betreibers eines KI-
Systems“ i.S. von Art. 50 Abs. 4 i.V. mit Art. 3 Nr. 4 KI-VO für den Rundfunkveranstalter nicht 
erfüllt, selbst dann nicht, wenn der Rundfunkanbieter die Inhalte bspw. in seinem Programm 
verbreitet. 
 
III. Art und Weise der Transparenzverschaffung – Art. 50 Abs. 5 KI-VO 

 
Nach Art. 50 Abs. 4 und 5 KI-VO müssen Betreiber eines KI-Systems „offenlegen“, dass ein In-
halt „künstlich erzeugt oder manipuliert“ worden ist, soweit es sich hierbei um einen Deepfake 
handelt.  
 
Die zu offenzulegenden Informationen müssen der natürlichen Person hierbei „spätestens 
zum Zeitpunkt der ersten Interaktion oder Aussetzung“ in „klarer und eindeutiger Weise“ bereit-
gestellt werden und den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen. 
 
Der Wortlaut überlässt dem KI-Betreiber folglich einen Beurteilungsspielraum hinsichtlich 
der konkreten Umsetzung der Offenlegung.  
 
Dies ist grundsätzlich zu begrüßen, da hierdurch medien- und gattungsspezifischen Beson-
derheiten in der Praxis flexibel begegnet werden kann. So unterliegen Hinweise auf KI-gene-
rierte Deepfakes im Bereich der Audioverbreitung anderen technischen und tatsächlichen 
Beschränkungen als bspw. bei der Verbreitung von Video- oder Bildinhalten über Fernsehen 
oder Online-Plattformen. 
 
VAUNET regt daher eine medienspezifische Auslegung der Offenlegungspflicht gemäß Art. 
50 Abs. 5 KI-VO an. Insbesondere bedarf es bei einer Konkretisierung der Modalitäten einer 
Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen Mediengattungen (Video, Audio und On-
line) sowie der mit einer Implementierung verbundenen Umsetzungskosten.  
 
Gerade in Bezug auf die Art und Weise der Transparenzverschaffung sollten nach Ansicht des 
VAUNET zudem die mit den unterschiedlichen Arten möglicher Kennzeichnungen und Hin-
weise einhergehenden Risiken berücksichtigt werden.  
 
Studien aus dem Bereich der Presse haben z.B. ergeben, dass KI-Labels (wie etwa das Label 
„KI-generiert“) negative Effekte haben und damit das Schutzziel der Vertrauensbildung in das 
Informationsökosystem sogar torpedieren könnten:  
 
Nach einer Studie der Universität Zürich stufen bspw. Menschen Schlagzeilen, die als „KI-ge-
neriert“ gelabelt wurden, als weniger glaubwürdig ein - selbst wenn der Inhalt wahr ist und von 
einem Menschen erstellt wurde. Entsprechende Labels würden nach dieser Studie zudem den 
Eindruck vermitteln, dass der gesamte Artikel vollständig von KI erfasst wurde, auch wenn 
dies nicht zutrifft.  
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Die Studie legt damit auch nahe, dass eine Kennzeichnung die Glaubwürdigkeit reduzieren 
kann, unabhängig davon, ob die Inhalte korrekt sind und ob sie tatsächlich von KI oder Men-
schen erstellt wurden.2  
 
Darüber hinaus zeigt das Beispiel der Cookie-Banner, dass sich insbesondere die Anzahl an 
Informationshinweisen nachteilig für die Zweckerreichung auswirken kann. Möglich ist inso-
weit die Entstehung einer „Banner Blindness“, verbunden mit einer Wahrnehmungsmüdigkeit 
der Nutzer:innen. 
 
Vorgaben eines Praxisleitfadens hinsichtlich der Transparenzmodalitäten nach Art. 50 Abs. 5 
KI-VO sollten nicht leichtfertig verordnet, sondern stets einer vollständige Risikoabwägung 
unterstellt werden. Erforderlich ist eine evidenzbasierte Konkretisierung auf Basis der hierzu 
vorhandenen Studienlage. 
 
Vor diesem Hintergrund sollte die Auslegung der Begriffe „in klarer und eindeutiger Weise“ so-
wie „zum Zeitpunkt der ersten Interaktion oder Aussetzung“ folgende Prinzipien beachten: 
 
1. Stelle und Dauer der Transparenzverschaffung 
 
Art. 50 Abs. 4 und Abs. 5 Satz 1 KI-VO enthalten keinen ausdrücklichen Hinweis darauf, an wel-
cher Stelle und für welche Dauer die Offenlegung der erforderlichen Informationen erfolgen 
muss.  
 
Dem Wortlaut ist insbesondere nicht zu entnehmen, dass eine Kennzeichnung einer jeden 
Einzelsequenz, die einen Deepfake darstellt, notwendig ist - insbesondere dann nicht, wenn 
diese Sequenz integrierter Bestandteil einer TV- oder Radiosendung ist. Ausreichend kann 
daher auch ein allgemeiner Hinweis im Vor- und/oder Abspann einer Sendung sein. 
 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass Texteinblendungen in den Einzelsequenzen von Nut-
zer:innen häufig als störend empfunden werden und somit negative bzw. sogar abschre-
ckende Effekte haben könnten. Insbesondere lineare Programme enthalten bereits vielfach 
Warn- und Texteinblendungen, bspw. auf Grund von Werbe- oder Jugendschutzvorschriften 
(vgl. oben). Zusätzliche Hinweise in den Einzelsequenzen auf KI-generierte Deepfakes könn-
ten hier zu einer Überforderung der Nutzer:innen führen; insbesondere wenn sie dauerhaft 
eingeblendet werden müssten. 
 
Die Rundfunkverbreitung unterscheidet sich in dieser Hinsicht von den Kennzeichnungsmög-
lichkeiten im Umfeld von bspw. Social-Media-Feeds, wo neben Labels auch Hashtags oder 
Bildunterschriften denkbar wären.  
 
2. „Klare und eindeutige Kennzeichnung“ 
 
Bei der Einschätzung, ob eine Kennzeichnung „klar und eindeutig“ ist, sollte berücksichtigt 
werden, ob und an welchen Stellen Nutzer:innen weitergehende Informationen zum KI-Ein-
satz seitens des Unternehmens erhalten.  

 
2 Vgl. The Decoder, Menschen misstrauen als „KI-generiert“ gekennzeichnete Schlagzeilen; abrufbar unter: 
https://the-decoder.de/menschen-misstrauen-als-ki-generiert-gekennzeichneten-schlagzeilen/ 
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Umfangreiche Erläuterungen bspw. auf Unternehmenswebseiten, in bereitgestellten Leitli-
nien oder in Allgemeinen Geschäftsbedingungen können daher zweckdienlich sein. 
 
Der Wortlaut von Art. 50 Abs. 5 KI-VO scheint bei der Festlegung der Anforderung „in klarer 
und eindeutiger Weise“ auf den Empfängerhorizont der „betreffenden natürlichen Person“ ab-
zustellen. Radio- und TV-Anbietern ist es in der Praxis jedoch auch unter Beachtung daten-
schutzrechtlicher Vorgaben unmöglich, den genauen Rezipientenkreis einer Sendung 
vorherzusehen. Für unterschiedliche Nutzerkreise angepasste Kennzeichnungen oder Infor-
mationstafeln können daher in der Regel nicht bereitgestellt werden oder wären mit einem 
unverhältnismäßigen Aufwand verbunden.  
 
Es bedarf daher einer möglichst praxisgerechten Vereinheitlichung der auszuspielenden 
Texte, auch in Bezug auf ihre Gestaltung und Größe. 
 
Ergibt sich aus der Betitelung einer Sendung offensichtlich, dass es sich um eine von KI er-
stellte Sendung oder KI-generiertes Programm handelt, bedarf es zudem keiner weiteren 
Kennzeichnung, wenn die Sendung nicht eindeutig künstlerisch, satirisch oder fiktional ist. 
Wirbt ein Veranstalter gerade mit der KI-Erzeugung des Programms, sind Nutzer:innen schon 
hierdurch ausreichend informiert.   
 
3. Berücksichtigung der Umsetzungskosten und des Implementierungsaufwands  
 
Je nach Verbreitungsweg und Inhalt können unterschiedlich hohe technische und wirtschaft-
liche Hürden für die praktische Umsetzung etwaiger Kennzeichnungen bestehen.  
 
Die Implementierung von bspw. KI-Labels erfordert etwa eine umfassende technische Infra-
struktur. TV- und Radioveranstalter müssten u.a. die KI-Systeme, die in der Produktion und 
Verbreitung von Inhalten verwendet werden, genau dokumentieren und sicherstellen, dass 
die Kennzeichnungen korrekt und konsistent eingebunden werden.  
 
Ein unverhältnismäßig hoher Implementierungsaufwand, der sich vor allem auf kleinere und 
mittlere Veranstalter negativ auswirken könnte, liefe dem Gesetzeszweck entgegen und 
sollte daher nach Ansicht des VAUNET vermieden werden. Bei der Aufstellung von Praxisleit-
linien sollten daher vor allem die mit der Transparenzverschaffung einhergehenden Umset-
zungskosten berücksichtigt und auf ein verhältnismäßiges Maß begrenzt werden. 
 
Art. 50 Abs. 2 KI-VO sieht eine Berücksichtigung entsprechender Umsetzungskosten und der 
Besonderheiten der betroffenen Inhalte für die Einführung von maschinenlesbaren Kenn-
zeichnungen (bspw. Wasserzeichen) durch KI-Anbieter bereits ausdrücklich vor.3  Es ist daher 
nur konsequent, entsprechende Erwägungen auch für die Kennzeichnung von Deepfakes 
durch auf der KI-Wertschöpfungskette nachgelagerte Medienanbieter, also Nutzer von bspw. 
generativer KI, einzubeziehen.  
 
 
 

 
3 Wortlaut: „Anbieter…berücksichtigen dabei die Besonderheiten und Beschränkungen der verschiedenen 
Inhalte, die Umsetzungskosten und den allgemeinen Stand der Technik…“. 
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IV. Kennzeichnungsintegrität und -hoheit entlang der KI-Wertschöpfungskette 
 
Falls private Medienunternehmen verpflichtet sein sollten, eine Offenlegung des KI-Einsatzes 
i.S. von Art. 50 Abs. 4 KI-VO vorzunehmen, muss diese Offenlegung auch gegenüber nachfol-
genden Akteuren in der Wertschöpfungskette Bestand haben.  
 
Vor allem soziale Netzwerke haben eigene Standards für die Kennzeichnung KI-generierter 
Medieninhalte entwickelt, die u.U. mit Transparenzhinweisen von Medienanbietern kollidie-
ren können. Daneben können sich Kennzeichnungsverpflichtung für sehr große Online-Platt-
formen auch aus Art. 34 und Art. 35 Abs. 1 lit. k) DSA ergeben.  
 
VAUNET ist der Ansicht, dass nach Art. 50 Abs. 4 KI-VO ggf. erforderliche Kennzeichnungen 
von Medieninhalten von Plattformen weder geändert noch überschrieben werden dürfen.  
 
Gleichsam ist zu verhindern, dass Medieninhalte journalistisch-redaktioneller Anbieter eigen-
ständig und u.U. fälschlich durch Big-Tech-Plattformen als KI-generiert gekennzeichnet wer-
den. 
 
Ein Praxisleitfaden sollte daher klarstellen, dass die Integrität angebrachter Kennzeichen und 
Transparenzhinweise durch nachgelagerte Anbieter in der Wertschöpfungskette gewahrt 
bleiben muss und die Hoheit über deren Anbringung - vor allem bei der Verbreitung über Big-
Tech-Plattformen - ausschließlich bei den Medienanbietern liegt.  
 
V. Interaktionsbegriff - Anwendungsbereich von Art. 50. Abs. 1 KI-VO klarstellen 
 
Art. 50 Abs. 1 KI-VO sieht vor, dass KI-Anbieter sicherstellen müssen, dass KI-Systeme, die für 
die direkte Interaktion mit natürlichen Personen bestimmt sind, so konzipiert und entwickelt 
werden, dass die betreffenden natürlichen Personen informiert werden, dass sie mit einem 
KI-System interagieren,  
 
Nach Ansicht des VAUNET setzt der Begriff der „direkten Interaktion“ voraus, dass Nutzer:in-
nen aktiv Handlungen mit dem KI-System ausführen oder aktiv Informationen mit diesem aus-
tauschen.  
 
Eine bloße Rückkanalfähigkeit der Übertragungstechnik – wie bspw. im HbbTV –  reicht hierfür 
ebenso wenig aus wie die Empfehlung von Inhalten, die auf dem Such-, Rezeptions- oder Surf-
verhalten der Nutzer:innen basiert. In beiden Situationen fehlt es an einem Aufklärungsbe-
dürfnis, wie bei der Nutzung eines Chatbots. Transparenzhinweise wären daher weder 
sinnvoll noch zielführend. 
 
Empfehlungssysteme - bspw. von Streaming-Plattformen oder Veranstalter-Apps begründen 
keine Interaktion i.S. von Art. 50 Abs. 1 KI-VO. Der VAUNET spricht sich daher für eine entspre-
chende Klarstellung innerhalb eines Praxisleitfadens aus.  
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VI. Zusammenfassung der wesentlichen VAUNET-Forderungen 
 
• Verlässliche Medien brauchen Spielraum: VAUNET begrüßt das mit Art. 50 KI-VO ver-

folgte Ziel vor durch Deepfakes ausgelöster Fehlinformation, Manipulation, Betrug und 
Identitätsbetrug zu schützen. Zur Erreichung dieses Ziels können sinnvolle Transparenz-
maßnahmen beitragen. Entscheidend ist nun eine praxisgerechte und verhältnismäßige 
Umsetzung. Dies vor allem mit Blick auf den professionellen Einsatz von KI in journalis-
tisch-redaktionellen Medien. 
 

• Effizienz- und Innovationspotentiale schützen: In einem generell schwierigen wirt-
schaftlichen Umfeld bei gleichzeitig inflationsbedingt steigenden Kosten ist es für Medi-
enunternehmen umso wichtiger, Effizienz- und Innovationspotentiale von KI zu nutzen. 
Die Realisierung dieses Potentials sollte nicht durch überzogene Kennzeichnungsver-
pflichten erschwert werden; insbesondere dann nicht, wenn sie die Vertrauenswürdigkeit 
und Werthaltigkeit redaktioneller Angebote in Frage stellen können. 
 

• Risikobasierte Auslegung des Deepfake-Begriffs erforderlich: Der risikobasierte An-
satz der KI-VO muss bei der Auslegung des Deepfake-Begriffs in Art. 3 Nr. 60 KI-VO und in 
der Transparenzpflicht nach Art. 50 KI-VO Anwendung finden. Inhalte von regulierten jour-
nalistisch-redaktionellen Medienunternehmen, die mit KI erstellt und verbreitet werden, 
realisieren die mit Deepfakes einhergehenden Risiken nicht. Für professionell erstellte 
journalistisch-redaktionelle Medieninhalte bedarf es einer engen und nicht rein am Wort-
laut orientierten Auslegung. 
 

• Keine Transparenzpflicht bei redaktioneller Kontrolle: Eine Offenlegung von Informati-
onen i.S. von Art. 50 Abs. 4 KI-VO ist nicht erforderlich, wenn durch anderweitige Schutz-
vorkehrungen Risiken ausgeschlossen sind. Nehmen private Medien eine menschliche 
Überprüfung von mittels KI erstellten Inhalten vor oder ist eine redaktionelle Kontrolle und 
Verantwortung im Unternehmen vorhanden, besteht kein Bedarf für Kennzeichnungs- 
oder Transparenzverpflichtungen. Die Ausnahme für Presseverlage gem. Art. 50 Abs. 4 
KI-VO muss gleichwertig auf private Rundfunkanbieter anwendbar sein. 

 
• Abgrenzung professionelle vs. manipulative KI-Nutzung erforderlich: Bei der Anwen-

dung des Deepfake-Begriffs ist zwischen professionellen Medienhäusern und mit Schä-
digungs- oder Täuschungsabsicht agierenden Dritten zu unterscheiden. Die mit Art. 50 
KI-VO verfolgten Schutzziele werden verwässert, wenn unter journalistisch-redaktionel-
ler Kontrolle und Verantwortung publizierte Inhalte, die mit Hilfe von KI-Anwendungen er-
stellt wurden, in gleicher Weise gekennzeichnet werden müssten, wie Inhalte, die von 
sonstigen Dritten mit Täuschungs- oder Schädigungsabsicht erstellt wurden.    
 

• KI als unterstützendes Werkzeug erzeugt keinen Deepfake: Der unterstützende oder as-
sistierender Einsatz von KI-Systemen ohne Änderung des Sinngehalts eines Inhalts löst 
keine Kennzeichnungspflicht aus. Eine überbordende, auch unterstützenden KI-Einsatz 
umfassende Kennzeichnungspflicht hätte zur Folge, dass Inhalte weniger glaubwürdig er-
scheinen könnten, obwohl sie redaktionell geprüft und inhaltlich nicht verändert wurden. 
 

• Regelungskonflikte vermeiden: Audio- und audio-visuelle Medienanbieter unterliegen 
einer Vielzahl gesetzlicher Transparenz- und Kennzeichnungspflichten. Die Auslegung 
von Art. 50 Abs. 4 und 5 KI-VO muss dies berücksichtigen. Rechtsunsicherheit sollte 



 

  14 

ebenso vermieden werden, wie eine Überforderung der Nutzer:innen durch eine über-
schießende Vielzahl an Transparenzhinweisen. 

 
• Die Praxis braucht eine medien- und gattungsspezifische Umsetzung: Ein praxisge-

rechter Leitfaden sollte sich darauf beschränken, die in Art. 50 Abs. 4 und 5 KI-VO nieder-
gelegten Grundsätze zu konkretisieren. Ausreichend - aber auch erforderlich - ist eine 
medienspezifische Konkretisierung dieser Vorgaben z.B. durch Best-Practices-Beispie-
len und/oder Indikatoren, die die Besonderheiten der Mediengattungen (Audio, Video, 
Bild) berücksichtigen und hinreichende Flexibilität sowie Skalierbarkeit gewährleisten. 
Auch die mit der Umsetzung verbundenen Kosten sind zu berücksichtigen, damit die Re-
gulierung den effizienten Einsatz von KI ermöglicht, statt ihn auszubremsen.  

 
• Kennzeichnungsmodalitäten müssen verhältnismäßig sein: Der KI-VO ist nicht zu ent-

nehmen, dass eine Kennzeichnung einer jeden Einzelsequenz - die einen Deepfake dar-
stellt - notwendig ist, wenn diese Sequenz einen integrierten Teil einer TV- oder 
Radiosendung darstellt. Ausreichend kann daher auch ein allgemeiner Hinweis im Vor- 
und/oder Abspann einer Sendung sein. 

 
• Interaktionsbegriff ist eng auszulegen: Empfehlungssysteme - bspw. von Streaming 

Plattformen oder Veranstalter-Apps - begründen keine direkte Interaktion i.S. von Art. 50 
Abs. 1 KI-VO. Der VAUNET spricht sich für eine entsprechende Klarstellung innerhalb eines 
Praxisleifadens aus.  
 
 
 
 
 
 

 
 


